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I. Ausgangslage 
1. Problemstellung 
a) Spannungsverhältnis zwischen Demokratie und 
Dringlichkeitsrecht 
Demokratische Entscheidfindungsverfahren, deren Ergebnisse von einer Mehr-
heit der Bevölkerung getragen und akzeptiert werden sollen, benötigen viel 
Überzeugungsarbeit, breite Diskussionen und damit viel Zeit. Insbesondere das 
schweizerische System, in dem das «letzte Wort» bei der Gesetz- und Verfas-
sungsgebung grundsätzlich beim Volk liegt, verlängert das demokratische 
Rechtsetzungsverfahren nicht unerheblich. Immer wieder stellen sich den Be-
hörden jedoch Probleme, deren Dringlichkeit das gewöhnliche, breit abgestützte 
und zeitaufwändige Normsetzungsverfahren faktisch ausschliesst. Die meisten 
Verfassungen kennen deshalb besondere Bestimmungen, die - unter jeweils ver-
schieden definierten Voraussetzungen - verkürzte, vereinfachte oder beschleu-
nigte Verfahren der Normsetzung zulassen. Da es die demokratische Entscheid-
findung ist, die den verhältnismässig längsten Abschnitt der Normsetzung bean-
sprucht, wird diese häufig wegen der Dringlichkeit des Anliegens zurückgestellt. 
Zwischen Demokratie und dringlicher Rechtsetzung besteht demnach ein Span-
nungsverhältnis, für dessen adäquate Auflösung die geltende Bundesverfassung 
ein differenziertes Instrumentarium zur Verfügung stellt. 
Ziel dieses Beitrages ist es, die historischen Entwicklungslinien des gel-
tenden Systems und dessen staatsrechtlich kohärente Handhabung zu skizzieren. 
Gleichzeitig soll aus den erkennbaren historischen Grundentscheidungen auf ein 
System der Rechtsetzung bei Dringlichkeit geschlossen werden, das Missbräu-
chen des Dringlichkeitsrechts entgegenwirkt. 
b) Verfassungshistorische Ursachen 
Zahlreiche Verfassungsnonnen lassen sich, wie dies der mit diesem Band Ge-
ehrte vielfach bewiesen hat, nur vor dem Hintergrund ihrer Entstehung in der 
nötigen Tiefe begreifen. Dabei sind die einzelnen Verfassungsnormen nicht nur 
aufgrund der Materialien, sondern vor allem auch im Hinblick auf die konkreten 
historischen Gegebenheiten ihrer Entstehung und die prägenden ideologischen 
Grundhaltungen bei ihrer Schaffung zu würdigen. Ohne eine differenzierte ver-
fassungshistorische Betrachtung bliebe die eigentliche Funktion mancher Ver-
fassungsnonn im Dunkeln. 1 
Die vertiefte Auseinandersetzung mit den historischen Grundlagen einer Verfassungs-
norm darf aber nicht dazu fuhren, dass diese in ihrem Inhalt erstarrt und in einem ge-
Demokratie und Dringlichkeit 77 
Das schweizerische Dringlichkeitsrecht erfuhr seine massgebliche Prä-
gung in erster Linie in den beiden Jahrzehnten um den zweiten Weltkrieg. Die 
damaligen politischen und wirtschaftlichen Verhältnisse und das damalige ideo-
logische Umfeld in Europa stellten die schweizerische Verfassungspraxis und 
die schweizerische Staatsrechtslehre vor grundlegende Fragen, deren Beantwor-
tung sich noch deutlich in der Bundesverfassung vom 18. April 1999 widerspie-
gelt. 
c) Aktuelle Herausforderungen 
Zu den Herausforderungen, die zur Ausprägung des schweizerischen Dringlich-
keitsrechts beigetragen haben (Bedrohung durch extreme politische Gruppierun-
gen, tiefgreifende Wirtschaftskrisen, kriegerische Ereignisse im europäischen 
Umfeld), sind neue Faktoren hinzugetreten: die rasch fortschreitende internatio-
nale Vernetzung der Rechts- und Wirtschaftsbeziehungen, der Fortschritt der 
Technologie und deren Gefahren sowie die gewandelten kriminellen Bedrohun-
gen (z.B. internationaler Terrorismus) stellen nur einen Teil der neuen Heraus-
forderungen dar. Von eminenter Bedeutung ist auch der stets wachsende Ein-
fluss der Massenmedien auf die politische Meinungsbildung. Dabei handelt es 
sich qualitativ zwar um kein neues Phänomen, denn bereits die gedruckten Pres-
seerzeugnisse vermochten stets massgeblich auf politische Entwicklungen ein-
zuwirken oder diese gar erst in Gang zu setzen. Der Unterschied liegt vor allem 
im Quantitativen: die elektronischen Massenmedien sind in der Lage, Themen 
rasch aufzugreifen und mit einer enormen Reichweite aktuell zu machen. Dring-
lichkeit wird vermehrt medial erzeugt. 2 Gerade auch für die Bewältigung dieser 
Phänomene soll im geltenden Verfassungsrecht nach adäquaten Lösungsmustern 
gesucht werden.3 
2. Begriffe und Abgrenzungen 
a) Weiter Begriff des Dringlichkeitsrechts 
Der Begriff des Dringlichkeitsrechts wird in dieser Abhandlung weit verstanden: 
alle Erlassformen, die aufgrund der Dringlichkeit ihres Regelungsgegenstands 
eine Modifikation oder Verkürzung des ordentlichen Normsetzungsverfahrens 
mit sich bringen, zählen nach der hier verwendeten Terminologie zur dringli-
chen Rechtsetzung. In Abweichung von dieser Begriffsbildung wird in der Leh-
re häufig nur dann von Dringlichkeitsrecht gesprochen, wenn ein Bundesgesetz 
umgekehrt verhindert die mangelnde Kenntnis der historischen Gmndlagen oftmals 
gerade die sach- und systemgerechte Anwendung. 
Siehe etwa auch zur Rolle der elektronischen Massenmedien TOMAS POLEDNA, Staats-
recht, Ideen und Politik - Gedanken eines Grenzgängers, in diesem Band, S. 13 ff. 
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(Art. 165 BV) oder- zur Geltungszeit der Bundesverfassung von 1874- ein all-
gemeinverbindlicher Bundesbeschluss (Art. 89bis aBV) für dringlich erklärt 
wird. Diese Terminologie verdeckt jedoch nicht selten, dass dringliche Rechtset-
zung als Phänomen begriffen werden sollte, für das verschiedene, differenziert 
einzusetzende Instrumente zur Verfügung stehen. 
Von der dringlichen Rechtsetzung zu unterscheiden sind die Fälle des viel 
weiter gehenden Staatsnotstands, dessen Bewältigung nach vorherrschender 
Auffassung verfassungsrechtlich nicht normiert ist. Auf die Abgrenzung zum 
Staatsnotstand wird hinten in einem Exkurs kurz eingegangen. 
b) Beschränkung auf Bundesverfassungsrecht 
Einige im heutigen Bundesverfassungsrecht vorgesehene Formen dringlicher 
Rechtsetzung weisen Vorläufer und Parallelen in der kantonalen Verfassungs-
entwicklung auf. Gerade die recht unterschiedliche Ausgestaltung der kantona-
len Verfassungsordnungen macht diese für das Bundesrecht immer wieder zu 
einem ergiebigen Fundus für die weitere Rechtsentwicklung. Auf die kantonalen 
Formen der dringlichen Rechtsetzung kann im Rahmen dieses kurzen Beitrages 
jedoch nicht eingegangen werden.4 
c) Eingrenzung auf rechtsetzende Akte 
Insbesondere für den Schutz akut gefahrdeter Polizeigüter (Polizeinotstand) er-
gehen - gestützt auf die allgemein anerkannte Polizeigeneralklausel - häufig 
Einzelakte (Polizeinotverfügungen). Diese Massnahmen werden hier nicht be-
handelt, da sich bei deren Beurteilung besondere Fragen stellen,' die zum vor-
liegend behandelten Thema einen lediglich geringen Bezug aufweisen. Vor al-
lem akzentuiert sich bei ihnen das Spannungsverhältnis zur Demokratie viel we-
niger deutlich als bei rechtsetzenden Erlassen. 
II. Historische Kontroversen 
1. Vorbemerkung 
Die für die Entwicklung des schweizerischen Dringlichkeitsrechts prägende Pe-
riode der Dreissiger- und Vierzigerjahre des letzten Jahrhunderts wurde in 
jüngster Vergangenheit von der «Unabhängigen Expertenkommission Schweiz -
Zweiter Weltkrieg» (Bergier-Kommission) unter verschiedenen Aspekten neu 
Siehe HANGARTNERfKLEY, § 35; KULL, S. 145 ff. , 251 ff. Zur besonderen Problematik 
der dringlichen Umsetzung bundesrechtlicher Rechtsetzungsaufträge durch die Kanto-
nP I IR« ~TF I MFN R Pr.ht< f>l71 m cr<~ nftr~crp rlP< Rnnrl f>< ~n rli " K >l nton P. 7.iiri r.h 1 QQQ 
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untersucht und beleuchtet. 6 Auch die Entwicklungen der Staatsrechtspraxis und 
der Staatsrechtslehre wurden eingehend dargestellt und gewürdigt. 7 Von Inter-
esse sind die genannten Studien vor allem deshalb, weil sie eine präzisere Veror-
tung der schweizerischen Praxis und Lehre vor dem Hintergrund der totalitären 
Regime in Deutschland, Österreich und Italien ermöglichen. 
2. Selbständiges Notverordnungsrecht des Bundesrats 
In der Zwischenkriegszeit bildete das bundesrätliche Verordnungsrecht einen oft 
und kontrovers behandelten Gegenstand der Wissenschaft. 8 So stellte etwa der 
Zürcher Staatsrechtier Zaccaria Giacometti dieses Problem ins Zentrum seiner 
Antrittsvorlesung vom 30. Juni 1928, in der er sich mit «Verordnungsrecht und 
Gesetzesdelegatiom> beschäftigte.9 Die Delegation zahlreicher Rechtsetzungsbe-
fugn isse an den Bundesrat widerspreche der Verfassung und dem Gewaltentei-
lungsmodell , das dieser zugrunde liege. A fortiori wandte er sich gegen ein Not-
verordnungsrecht der Regierung, das in der Verfassung keine Grundlage finde. 10 
Die wissenschaftliche Kontroverse um das vom Bundesrat auf Art. 102 
Ziff. 8-10 aBV abgestützte und immer häufiger als Grundlage verwendete Not-
verordnungsrecht kulminierte in einer 1935 in der Schweizerischen Juristen-
Zeitung ausgetragenen Auseinandersetzung zwischen Zaccaria Giacometti und 
Dietrich Schindler (sen.). Während Giacometti erneut auf die fehlende oder zu-
mindest ungenügende Grundlage des bundesrätlichen Notverordnungsrechts 
hinwies und nachdrücklich vor den Missbrauchsgefahren warnte, befürwortete 
Schindler- wenn auch unter restriktiven Voraussetzung - das Notverordnungs-
recht. Dieses sei dem Schweizer Staatsrecht nicht fremd und lasse sich mit dem 
Wortlaut der Bundesverfassung immerhin vereinbaren. 1 1 Entschieden wurde die 
wissenschaftliche Auseinandersetzung durch zwei Urteile des Bundesgerichts, 
welche zwei auf Art. 102 Ziff. 8- 10 aB V abgestützte Polizeinotverordnungen 
für verfassungskonfonn erachteten.12 
10 
II 
UEK (Hrsg.) , Veröffentlichungen der UEK Bd. 18, Die Schweiz, der Nationalsozia-
lismus und das Recht, I. Öffentlich es Recht, Zürich 2001. 
AUBERT, science, passim; KÄLJN, S. 377 ff. (v.a. zur Verfassungsmässigkeit des Voll-
machtenregimes). 
Siehe etwa die zahlreichen Hinweise in der in Fn. II zitierten Literatur. 
GIACOMETTI, Verordnungsrecht, passim. 
GlACOMETTI, Verordnungsrecht, S. 126 ff. 
ZACCARlA GIACOMETTI , Das selbständige Rechtsverordnungsrecht des Bundesrates, 
SJZ 31 (1935), S. 257 ff.; DIETRICH SCHINDLER, Die selbständige Polizeiverordnung 
nach schweizerischem Staa tsrecht, SJZ 3 1 (1935), S. 305 ff. ; ZACCARIA GLACOMETTI , 
Zur Frage der Verfassungsmässigkeit eines selbständigen Polizeiverordnungsrechts 
des Bundesrates, SJZ 31 (1935), S. 369 ff. ; zu dieser Kontroverse etwa auch AUBERT, 
R nn r!P.<<t""t<recht . 1529: S\HFI .RFRT. S. 200 f.: e rneut a n se iner h ishe r i2:en Mei-
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3. Vollmachtenregime 
Am 30. August 1939 erteilte die Bundesversammlung dem Bundesrat für die 
unmittelbar drohende Kriegszeit weit gehende Rechtsetzungsvollmachten. Der 
Vollmachtenbeschluss war im Wesentlichen demjenigen von 1914 nachgebil-
det.13 Nach der ganz überwiegenden Ansicht von Lehre und Politik handelte es 
sich bei diesen Beschlüssen um eigentliches Notrecht, um die Bewältigung eines 
Staatsnotstandes. 14 Ebenfalls wenig bestritten war die Tatsache, dass es für die 
Vollmachtenbeschlüsse keine Grundlage in der geschriebenen Verfassung gab .15 
Die demokratischen Institutionen, namentlich das obligatorische und fa-
kultative Referendumsrecht, wurden durch das Vollmachtenregime faktisch aus-
ser Kraft gesetzt. Trotz der Ungewissheit über den Kriegsausgang und der laten-
ten Bedrohung der Schweiz durch die umliegenden, totalitär regierten Staaten 
scheute sich Zaccaria Giacometti 1942 nicht, das nicht auf die Verfassung 
abstützbare Vollmachtenregime mit seinen verheerenden Auswirkungen auf die 
demokratischen Institutionen der Schweiz scharf zu kritisieren. Wiederum war 
es sein Fakultätskollege Dietrich Schindler (sen.), welcher die Kritik konterte 
und das Vollmachtenregime als staatrechtlich zulässige Notwendigkeit vertei-
digte.16 Giacometti widmete dem Thema eine umfassende Monographie, die 
1945 erschien. 17 Er artikulierte damit auch das Unbehangen de1jenigen, welche 
in der Flut der bundesrätlichen Noterlasse eine Gefahr für die freihe itliche und 
demokratische Verfassung der Schweiz erblickten. Trotz dieser fundierten Kritik 
herrschte beim Bundesrat noch ein paar Jahre nach dem Krieg ein eigentl icher 
«Vollmachtengeist» vor, 18 der erst mit der überraschenden Annahme der Volks-
initiative für die «Rückkehr zur direkten Demokratie» am 11. September 1949 
vertrieben wurde. 19 
Rückblickend bemieilt die schweizerische Dokh·in die notrechtlich be-






AS 55 (1939), 769. Siehe auch den Text der Vollmachtenbesch lüsse von 1914 und 
1939 in HALLERIKöLZ, S. 120 f.; KöLZ, Quellenbuch, Nr. 46, 97. Zur Würdigung des 
Vo llmachtenbeschlusses von 19 14 etwa FLEINE R, S. 416 ff.; KÄLIN, S. 379 ff. 
KÄLIN, S. 396 ff. ; THÜRER, S. 16 f. 
GIACOMETTI, Vollmachtenregime, S. 34 ff. , 36, mit Hinweisen auf Lehrmeinungen, 
die eine verfassungsrechtliche Grundlage zu konstru ieren versuchten, und der ableh-
nenden Stellungnahme zu diesen (S. 48 ff.). 
Zu dieser vie lbeachteten Kontroverse etwa KöLZ, Giacometti, S. 337 f.; DIETRICH 
Se Hr 'DLER Uun.), Das öffentliche Recht an der Universität Zürich seit 1833 , in : Fest-
schrift Hans Nef, Zürich 1981 , S. 290 f.; TH ÜRER, S. 17 f., alle mit Hinweisen auf die 
Fundstellen der Originaltexte. 
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sig und geboten.20 Die wiederum vor allem von Giacometti vertretene Auffas-
sung, nach welcher es spätestens seit der Schaffung einer konstitutionellen 
Grundlage auch für verfassungsderogierendes Notrecht (Art. 89bis Abs. 3 aBV) 
dem extrakonstitutionellen Notrecht nicht nur an Legalität, sondern teilweise 
auch an Legitimität fehle, 21 wird in der heute herrschenden Lehre meist nicht 
geteilt. Anzumerken ist aber immerhin im Sinne Giacomettis, dass durch die 
Möglichkeit, verfass ungsabweichendes Dringlichkeitsrecht zu setzen, die An-
forderungen, die an die Annahme eines Staatsnotstandes und damit des Staats-
notrechts gestellt werden müssen, bedeutend höher geschraubt worden sind. 
4. «Rückkehr zur direkten Demokratie» 
a) Problematik des allgemeinverbindlichen dringlichen 
Bundesbeschlusses 
Bereits die Bundesverfassung von 1874 kannte in ihrer ursprünglichen Fassung 
den allgemeinverbindlichen dringlichen Bundesbeschluss.22 Fügte die Bundes-
versammlung mit einer einfachen Mehrheit in beiden Kammern dem allgemein-
verbindlichen Bundesbeschluss eine Dringlichkeitsklausel bei, so konnte dieser 
sofort in Kraft treten und blieb dem Referendum entzogen (Art. 89 Abs. 2 aBV). 
Von dieser Möglichkeit wurde anfangs recht zurückhaltend Gebrauch gemacht. 
In der Zwischenkriegszeit mehrten sich die als dringlich bezeichneten Bundes-
beschlüsse aber erheblich. Sie wurden fast schon zum Normalfall der Rechtset-
zung im Bund.23 Begünstigt wurde diese Entwicklung sicher auch durch die 
grossen Wirtschaftskrisen dieser Zeit und den- mindestens in den umliegenden 
Ländern vorherrschenden - deutlich antiparlamentarischen und autoritären Zeit-
geist. 
Die Kritik der Lehre - wiederum in erster Linie Zaccaria Giacomettis -
ri chtete sich vor allem gegen den oft vorschnellen und nicht von zeitlicher 
20 
21 
Siehe die Zusammenfassung des aktuellen Meinungsstandes bei KÄLIN, S. 400 ff. , 
404 ff.; KULL, S. 50 f.; vgl. auch hinten VI. 
GIACOMETTI, Vollmachtenregime, S. 34 ff. , 57 ff. ; DERS., Rechtsstaat, S. 244 ff. ; na-
mentlich entfalle die Legitimität unmittelbar mit dem Wegfall der Bedrohungssituati-
on , was denn auch die Auseinandersetzung mit der Legalität des Notrechts überhaupt 
erst sinnvoll mache. 
Siehe den ursprünglichen Normtext bei KöLZ, Quellenbuch, Nr. 16, S. 176. 
ln der Zeit von 1919 bis 1938 wurden von 293 rechtssetzenden Erlassen der Bundes-
versammlung 148 mitte ls Dringli chkeitsklausel dem Referendum entzogen, allein 91 
davon zwischen 1930 und 1938; siehe J. P. MüLLER, S. 9, mit Hinweis. Besonders 
.o ir""'"'hn~irL:~n~ u ;QrPn rliP An<;:uJirln n1 oPn fijpc;:pr rlrlno-li r.hP.n ::Ji 1PP:Il1P:1nverhincili chen 
82 THOMAS GÄCHTER 
Dringlichkeit diktierten Ausschluss des Referendums?4 Wenn allein mit sachli-
cher Dringlichkeit argumentiert werde, lasse sich letztlich jeder Erlass als dring-
lich bezeichnen, da jedem Erlass ein wichtiger Regelungsgegenstand innewoh-
nen sollte.25 Die Kritik war insofern erfolgreich, als verschiedene Volksinitiati-
ven zur Revision von Art. 89 BV lanciert wurden.26 In der Volksabstimmung 
vom 22. Januar 1939 wurde sodann ein bundesrätlicher Gegenentwurf zu einer 
dieser Initiativen angenommen, welcher im Wesentlichen die Befristung der 
dringlich erklärten und dem Referendum entzogenen Erlasse verlangte, für die 
Dringlicherklärung die qualifizietie Anforderung der Zustimmung der Mitglie-
der beider Räte aufstellte und die Dringlicherklärung Beschlüssen vorenthielt, 
«deren Inkrafttreten keinen Aufschub erträgt» .27 Der am 30. August 1939 ge-
fasste Vollmachtenbeschluss verhinderte jedoch die praktische Erprobung der 
Regelung.28 
b) Sicherung der Referendumsdemokratie 
Die Reaktion auf die Unterhöhlung der demokratischen Institutionen während 
der Zwischenkriegszeit und des Vollmachtenregimes liess nach Kriegsende 
nicht lange auf sich warten: Ein am 23. Juli 1946 angemeldetes Volksbegehren 
für die «Rückkehr zur direkten Demokratie» (Schaffung von Art. 89bis aBV), für 
das sich auch Zaccaria Giacometti aktiv engagierte,29 wurdetrotz der Ablehnung 
durch Bundesrat und Bundesversammlung in der Volksabstimmung vom 
11. September 1949 knapp angenommen. 
Die recht differenzierte und auf den ersten Blick nicht sofort verständliche 
Regelung von Art. 89bis aBV verlangte für dringliche allgemeinverbindliche 
Bundesbeschlüsse ein nachträgliches (resolutives) fakultatives Referendum bei 
verfassungskonformen sowie ein nachträgliches (resolutives) obligatorisches 
Referendum bei verfassungsdurchbrechenden allgemeinverbindlichen Bundes-
beschlüssen. Nur bei Erlassen, deren Geltungszeit auf weniger als ein Jahr be-








Siehe zur lllustration die Zusammenstellung verschiedener Voten in der Bundesver-
sammlung, welche die Dringlicherklänmg einzig zur Vermeidung des Referendums 
forderten, bei HUNGERBüHLER, S. 92 ff. 
GIACOMETTI, Verfassungsrecht, S. 186 ff. , 190. 
Siehe etwa Buss, S. 34 ff. ; HUNGERBÜHLER, S. 22 ff.; KöLZ, Quellenbuch, Nr. 92, 94. 
Zur Geschichte von Art. 89bis aBV ETIENNE GRISEL, Kommentar aBV zu Art. 89bis, 
vorN. I ; TSCHANN EN, S. 40; siehe den Text der Bestimmung in KÄLIN, S. 406, und 
KöLZ, Quellenbuch, Nr. 94. Eingehend zu Art. 89 aBV in der Fassung von 1939 HUN-
GERBÜHLER, passim. 
J. P. Mü LLER, S. I 0. 
KöLZ, Giacometti , S. 338. 
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fügten Voraussetzungen der zeitlichen Dringlichkeit, der qualifizierten Mehrheit 
in beiden Räten (Zustimmung der Mehrheit der Mitglieder jedes Rates) und der 
Befristung der Erlasse wurden beibehalten.31 Insgesamt sollte mit dieserneuen 
Regelung eine Umgehung der halbdirekten Demokratie, wie sie in der Kriegs-
und Zwischenkriegszeit in extensivem Ausmass stattgefunden hatte, in Zukunft 
verhindert werden. Sie stellt einen Kompromiss zwischen dem Bedürfnis rascher 
Normsetzung und der demokratischen Legitimation der Rechtsetzung dar.32 
5. Verfassungspraxis seit 1949 
Eine Würdigung der Dringlichkeitspraxis seit 1949 fällt eher durchzogen aus.33 
Zwar verhinderte die neue Regelung der dringlichen allgemeinverbindlichen 
Bundesbeschlüsse Auswüchse, wie sie in der Zwischenkriegszeit zu beobachten 
gewesen waren. Dennoch kommt man bei der Betrachtung einzelner dringlich-
erklärter allgemeinverbindlicher Bundesbeschlüsse nicht umhin, der Bundesver-
satnlnlung einen allzu leichtfertigen Umgang mit den Dringlichkeitskriterien 
vorzuwerfen.34 Die für die Dringlicherklärung vorgebrachten Begründungen 
sind häufig recht vage oder zeigen nicht die wahren Motive. Gelegentlich -
wenn auch in jüngster Zeit nicht mehr - wird auf eine Begründung der Dring-
licherklärung ganz verzichtet. Wie nach der bis 1939 geltenden Regelung wird 
dem entscheidenden Kriterium der zeitlichen Dringlichkeit zu wenig Beachtung 
geschenkt. Recht deutlich schwingt bei der Dringlicherklärung manchmal auch 
die Angst vor einem allfälligen vorgängigen Referendum mit. Daneben finden 
sich natürlich auch dringliche Beschlüsse, die der Begründungspflicht bezüglich 
des zeitlichen Kriteriums genügen. 
Bei den Polizeinotverordnungen des Bundesrats zeichnet sich in den letz-
ten Jahren ein gewisser, aus rechtsstaatlicher Sicht zu begrussender Wandel der 
bundesrätlichen Haltung ab: In einzelnen Fällen wurde das Polizeinotverord-
31 
H 
W iderspruch zu den Absichten der Initianten stehe (vgl. KULL, S. 49 f.). Nach dieser 
Ansicht wären auch unterjährige allgemeinverbindlich Bundesbeschlüsse nicht ohne 
Referendum zulässig gewesen. Der Text der neuen Bundesverfassung ist diesbezüg-
lich jedoch klar (Art. 140 Abs. I lit. c und Art. 141 Abs. I lit. b BV). 
Da die Mehrheit der Mitglieder beider Kammern zustimmen muss (Art. 159 Abs . 3 
lit. a BV), muss über die Dringlicherklärung jeweils separat abgestimmt werden: siehe 
Art. 35 GVG. 
Z .B. BUSS, S. 95 ; ETIENNE GRJSEL, Kommentar aB V zu Art. 89bis, N. 3 f.; DERS., Initi-
ative et referendum populaires, 2. Aufl. , Bem 1997, N. 764; das heisst wiederum 
nicht, dass nicht auch diese Fom1 des Dringlichkeitsrechts für dringlichkeitsfremde 
Zwecke missbraucht werden könnte. 
Die entsprechende Praxis wurde in mehreren Werken, auf die sich hier verweisen 
lässt, ausführlich gewürdigt: Buss, S. 61 ff. , 98 ff. ; J. P. Mü LLER, S. 13 ff. ; ENGEL-
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nungsrecht zwar auch in jüngster Zeit noch über Gebühr strapaziert,35 doch wur-
den auf der anderen Seite verschiedene, von der Lehre seit langem als wider-
rechtlich kritisierte Verordnungen aufgehoben. 36 Vennehrt wird auch versucht, 
allfälligen Polizeinotverordnungen durch die Schaffung formell -gesetzlicher De-
legationsnonnen, die den Bundesrat in gerrau bezeichneten Fällen zum Verord-
nungserlass ermächtigen, zuvorzukommen.37 
6. Würdigung: Grundentscheidungen des Verfassungsgebers 
Die vorstehende Übersicht hat erkennen lassen, dass sich die strikt freiheitliche 
und rechtsstaatliche Haltung, wie sie vor allem von Zaccaria Giacometti vertre-
ten wurde, nur bei der Schaffung von Art. 89bis aBV vollumfänglich durchge-
setzt hat, während sie etwa bei der Frage des Notverordnungsrechts des Bundes-
rats nur ein Gegengewicht zu anderen Meinungen bildete . Dennoch darf die Be-
deutung der zahlreichen dezidierten und dogmatisch fundierten Stellungnahmen 
Giacomettis nicht unterschätzt werden: als rechtsstaatliches Gewissen der Ver-
fassungspraxis , als eigentlicher «Wächter» über die Einhaltung der Verfassung38 
verunmöglichte er es den Behörden, über die immer grösser gewordenen Diver-
genzen zwischen dem geschriebenen Verfassungsrecht und der Verfassungspra-
xis hinwegzusehen . Zudem ist es wohl nicht zuletzt auch Giacometti und einigen 
Westschweizer Staatsrechtlern zu verdanken, dass sich die schweizerische 
Staatsrechtslehre - mit ganz wenigen Ausnahmen - weiterhin fast ausschliess-
lich am freiheitlichen und rechtsstaatliehen Ideal der Bundesverfassung orien-







Dies insbesondere bezüglich der zu lang angesetzten Befristung bzw. wiederholten 
Verlängerung von Verordnungen; siehe etwa zur Verordnung über den Erwerb und 
das Tragen von Schusswaffen durch jugoslawische Staatsangehörige vom 18. De-
zember 1991 (AS 1992, 23 ff.) , die mit ihrer mehrmaligen Verlängerung bis am 
31. Dezember 1998 die Frist bei wei tem überdehnte, GÄCHTER, S. 243 ff.; HÄFE-
LI N/MüLLER, Rz. 2515. V gl. zu der bezüglich Befristungen unsens ib1en Praxis in BGE 
125 TI 417 E. 6 hinten Fn. 101. 
Prominentestes Beispiel bildete der Bundesratsbeschluss vom 24. Februar 1948 über 
die politischen Reden von Ausländern (AS 1948, 119), der erst am 30. Apri l 1998 
(AS 1999, 1174) aufgehoben wurde. Siehe auch HÄFELINIHALLER, N. 1865. 
Siehe hinten IV.3 .g. 
KöLZ, Giacometti, S. 333, 342. 
So bewegten sich auch die beschriebenen Auseinandersetzungen mit Dietrich Schind-
ler (sen.) auf der Ebene einer durchgehend freiheitlichen und demokratischen Grund-
haltung; während Schind1er dabei jedoch eher auch die praktischen Bedürfn isse der 
Politik im Auge behielt, verteidigte Giacometti ein «reineres», daflir aber weniger 
praktikables Modell. 
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Die Grundentscheidungen, die sich der Verfassung und der Verfassungs-
praxis entnehmen lassen, erhalten denn auch ein ganz anderes Gewicht, wenn 
man sie vor dem ideologischen Umfeld im Europa der Dreissiger- und Vierzi-
gerjahre des letzten Jahrhunderts wertet: sie deuten auf eine deutliche Absage an 
jede exekutivlastige und autoritäre Regierungsform. Während sich in den Nach-
barstaaten die Diskussion um die Abschaffung der demokratischen und freiheit-
lichen Verfassungen drehte , war die schweizerische Diskussion von der Frage 
bestimmt, ob in Kriegs- und Krisenzeiten (also nicht allgemein) von der demo-
kratischen Abstützung allen staatlichen Handeins teilweise abgewichen werden 
dürfe . Wenn diese letzteren Fragen teilweise bejaht wurden, so deutet dies - vor 
dem genannten Hintergrund- auf ein äusserst deutliches Bekenntnis von Lehre 
und Praxis für die Priorität der demokratisch legitimierten Rechtsetzung. Weiter 
stellte auch die Entscheidung für die Verfassungsinitiative «Rückkehr zur direk-
ten Demokratie» im Jahre 1949 klar, dass selbst bei zeitlicher Dringlichkeit die 
Mitspracherechte des Volkes nicht ausgehebelt werden dürfen. 
111. Staatsrechtlicher Rahmen (Überblick) 
1. Vorbemerkung 
Allein aus den verfassungshistorischen Grundentscheidungen lässt sich noch 
nicht mit hinreichender Präzision erkennen, welche Fragen sich bei welcher Art 
von dringlicher Rechtsetzung stellen. Erst nach dem nachfolgenden Überblick 
über die einzelnen Fragenkomplexe kann der staatsrechtliche Rahmen als abge-
steckt gelten. Nur dieser Rahmen wiederum ennöglicht eine kohärente Deutung 
und Einordnung der verschiedenen dringlichen Rechtsetzungsformen der Bun-
desverfassung. 
2. Gewaltenteilung 
Weder in der alten noch in der neuen Bundesverfassung ist der Grundsatz der 
Gewaltenteilung explizit verankert.41 Dennoch wird aus den Regelungen der 
Bundesverfassung klar ersichtlich, dass die Grundanliegen der Gewaltenteilung 
(keine Konzentration der Macht bei einem einzigen Staatsorgan, gegenseitige 
Kontrolle der Gewalten etc.), die letztendlich den Machtmissbrauch verhindern, 
das Funktionieren der Staatsgewalt sichern und mithin die Freiheit der Bürge-
rinnen und Bürger schützen sollen, verwirklicht werden.42 
Ergeben sich in Einzelfällen Zweifel, ob etwa der Bundesrat oder die 
Bw1desversammlung für eine Regelung zuständig ist, muss die Antw01t durch 
Auslegung der aus der Verfassung ersichtlichen Grundwertungen gewonnen 
41 MA HON, . 19. 
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werden.43 Selbst das der neuen Verfassung in etwas stärkerem Mass zugrunde 
gelegte Modell der kooperierenden Staatsgewalten44 vermag dabei nichts daran 
zu ändern, dass der Zuständigkeitsbereich des Bundesrats nicht ausgeweitet 
werden sollte.45 Vielmehr wurde die Bundesversammlung mit einigen zusätzli-
chen Instrumenten zur Wahrnehmung ihrer Funktion als «oberste Gewalt» aus-
gestattet. 46 
Da die Reform der Volksrechte den Rahmen der Nachführung sprengte, 
wurde sie - in stark reduzierter Form47 - Volk und Ständen zur Abstimmung 
unterbreitet und 9. Februar 2003 klar angenommen. Die Reform der Volksrechte 
verändert am Verhältnis zwischen Bundesversammlung und Volk jedoch nichts 
Grundlegendes.48 
3. Gesetzesvorbehalt und Mitsprache des Volkes 
Einen hier zentralen Aspekt der Gewaltenteilung bilden die Fragen nach dem 
Vorbehalt des formellen Gesetzes für «wichtige» Regelungen und den Mitspra-
cherechten des Volkes bei fakultativen und obligatorischen Referenden. 
Eine der bedeutendsten Neuerungen49 der neuen Bundesverfassung ist die 









Z.B. SEILER, S. 615 ff. 
Vgl. GRAF, S. 4 f. , 14 f.; EXPERTENKOMMISSION, S. 438 f.; STAATSPOLITISCHE KOM-
MISSIONEN DER EIDGENÖSSISCHEN RÄTE, S. 253 ff. 
Freilich soll auch aus Art. 173 Abs. 2 BV keine Vermutung zugunsten einer Zustän-
digkeit der Bundesversammlung abzuleiten sein; dennoch wird eingeräumt, dass im 
Kontext der neuen Verfassung (abschliessender Charakter der Aufgabenkataloge von 
Bundesrat und Bundesversammlung) der subsidiären Kompetenz der Bundesversamm-
lung grössere Bedeutung zukommen könnte; siehe PH ILIPPE MASTRONARDI, St. Galler 
Kommentar zu Art. 173 Abs. 2 BV, N. 124 ff. 
Siehe etwa GRAF, S. 7 ff. ; MORITZ VON WYSS, Die Bundesversammlung als oberste 
Gewalt des Bundes, in: THOMAS GÄCHTERIMARTIN BERTSCHI (Hrsg.), Neue Akzente 
in der «nachgeführten» Bundesverfassung, Zürich 2000, S. 251 ff. , 258 ff. 
Vgl. BOTSCHAFT VE 96, S. 436 ff., 635 ff. , im Vergleich zum Bundesbeschluss vom 
4. Oktober 2002 über die Änderung der Volksrechte (BBI2000, 6485 ff.). 
Namentlich werden die Volksrechte tendenziell aus- und nicht abgebaut; siehe etwa 
die neu eingefügten Art. 139a BV (Allgemeine Volksinitiative) sowie Art. 141 Abs. I 
lit. d Ziff. 3 und Art. 14la BV (Erweiterte Mitspracherechte des Volkes beim Ab-
schluss völkerrechtlicher Verträge). 
Im Wesentlichen galten die Wichtigkeitskriterien indessen bereits zur Geltungszeit der 
alten Verfassung; grundlegend GEORG MüLLER, Inhalt und Formen der Rechtssetzung 
als Problem der demokratischen Kompetenzordnung, Basel!Stuttgart 1979, S. II 0 ff. ; 
siehe auch die eingehende Übersicht über die bisherige Lehre bei FEUZ, S. 80 ff. 
BEUSCH, S. 235 ff. ; FEUZ, passim; SÄGESSER, N. 444; KARIN SUTTER-SOMM, St. Gal-
ler Kommentar zu Art. 164 BV, N. 4 f.; G. MüLLER, Formen, S. 258 ff.; DERS., 
Rechtssetzung, N. 14 ff.; RHINOW, S. 186 ff., bezeichnet Art. 164 Abs. 1 BV treffend 
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nunmehr in den Verfassungstext aufgenommene Regelung in Einzelfällen noch 
Fragen offen lässt,5I dient sie dennoch der Klärung der unabdingbaren Zustän-
digkeiten der Bundesversammlung und damit- auf dem Weg des fakultativen 
Gesetzesreferendums - des Volkes. Der materielle Gesetzesbegriff gilt dabei, 
unter Ausnahme der Fälle des Polizeinotstands, auch bei Dringlichkeit. Einzig 
die Wirkung des Referendums kann nach der Regelung von Art. 165 BV variie-
ren; im Gegensatz zur normalen Gesetzgebung ist das Referendum nachträglich 
resolutiv und nicht vorgängig suspensiv. 
4. Weitere Funktionen des ordentlichen Rechtsetzungsverfahrens 
Die verfassungsrechtlich vorgesehenen Rechtsetzungsverfahren können nur zu-
treffend verstanden und erfasst werden, wenn man sich die systemnotwendigen 
Abläufe der Entscheidfindung vergegenwärtig. Für den hier behandelten Bereich 
ist dabei besonders auf die Konkordanz und die Konsensorientierung als system-
immanente Charakteristika der schweizerischen Verfassungspraxis zu verwei-
sen.
52 Der Referendumsdruck hat dazu geführt, dass im ordentlichen Gesetzge-
bungsverfahren ausgedehnte Vernehmlassungsverfahren durchgeführt werden, 
um möglichst viele Kräfte in den Konsens einzubinden, was letztendlich auch 
die Akzeptanz der zu treffenden Regelungen erhöht. Diese faktisch bedeutsamen 
Funktionen des ordentlichen Rechtsetzungsverfahrens werden durch die Formen 
der dringlichen Rechtsetzung stark eingeschränkt, da bei der dringlichen Recht-
setzung ja gerade die ausgedehnte (vorgängige) Diskussion unterbleibt. 53 Ge-
schieht dies zu häufig, so wird das staatliche Handeln nicht mehr von einem sys-
temnotwendigen Konsens getragen. 54 
5. Verhältnismässigkeit 
Der Grundsatz der Verhältnismässigkeit bindet das gesamte staatliche Handeln 
und damit auch die Gesetzgebung (Art. 5 Abs. 2 BV).55 Dementsprechend muss 





Siehe etwa BEUSCH, S. 238 ff. ; G. MüLLER, Formen, S. 259 ff. 
Siehe eingehend dazu etwa WOLF LINDER, Schweizerische Demokratie, Bern/Stutt-
gart/Wien 1999, S. 240,251 ff., 295 ff.; TSCHANNEN, S. 187, mit Verweisen. 
TSCHANNEN, S. 475 f. , betont deshalb zu Recht, dass Resolutivreferenden in der 
Schweiz systemfremd sind. Siehe auch J. P. MüLLER, S. 21. 
Es hat sich denn auch stets gezeigt, dass bei einem übermässigen Gebrauch dringlicher 
Rechtsetzungsformen die Zahl der Volksbegehren, die darauf zu reagieren versuchten, 
angestiegen ist. Siehe als Beispiel vorne Il.4. 
Statt vieler Yvo HA GART 'ER, St. Galler Kommentar zu Art. 5 BV, N. 32. 
Wobei bei der Wahl der Erla form bedacht werden muss, welche Auswirkungen die 
- - ---
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strebte Ziel (die Regelung dringlicher Angelegenheiten) zu erreichen, und darf 
nicht in einem Missverhältnis zu anderen zu beachtenden Interessen stehen . 
Da eine Abweichung vom gewöhnlichen Rechtsetzungsverfahren stets 
verschiedene Abstriche bei den Beteiligungsrechten des Volkes und - bei bun-
desrätlichen Verordnungen - auch der Bundesversammlung mit sich bringt, 
muss auch bei der dringlichen Rechtsetzung zwischen der Dringlichkeit des 
Rechtsetzungsaktes und den übrigen involvierten Interessen abgewogen wer-
den.57 Nur dann, wenn nicht ein milderes, d.h. diese Interessen weniger tangie-
rendes Rechtsetzungsverfahren zur Verfügung steht, kommt die in Aussicht ge-
nommene Erlassform in Betracht.58 
6. Föderalismus 
Dringliche Rechtsetzung auf Bundesebene überschreitet nicht selten die von der 
Verfassung zugewiesenen Kompetenzen. Zudem wird bei bundesrätlichen Not-
verordnungen die Mitsprache des Ständerates übergangen. Schliesslich vermö-
gen die Kantone auf dringlich zustande gekommene Erlasse weit weniger ein-
zuwirken, wenn das vorgängige Konsensbildungsverfahren abgekürzt oder weg-
gelassen wird. 
7. Bindung an Verfassung und einfache Gesetzgebung 
Einzig die verfassungsdurchbrechenden dringlichen Bundesgesetze dürfen von 
der Verfassung abweichen; alle anderen Formen des Dringlichkeitsrechts blei-
ben grundsätzlich an die Verfassung gebunden. Die Frage, wie weit die Verfas-
sungsbindung geht, ist indessen differenziert zu beantworten: Keinesfalls dürfen 
auch verfassungsdurchbrechende dringliche Bundesgesetze die Kerngehalte von 
Grundrechten bzw. die notstandsfesten Garantien der EMRK antasten. 59 Dassel-
be gilt auch für andere Fundamentalnormen (Willkürverbot, Strukturprinzipien, 
Verfassungsgrundsätze). Auf der anderen Seite dürfen selbständige bundesrätli-
che Verordnungen grundsätzlich nur in nicht schwerwiegender Weise in Grund-
rechte eingreifen, während sie ansonsten an die Verfassung und nach über-
wiegender Lehre auch an die Gesetzgebung gebunden bleiben. Zwischen diesen 
beiden Extremen sind die anderen dringlichen Erlassformen anzusiedeln, für die 
der Grad der Verfassungs- und Gesetzesbindung jeweils separat zu bestimmen 
ist. 6o 
57 Siehe etwa die Ausführungen von HANGART ERIKLEY, N. 1201 , zur Abwägung dieser 
Interessen bei der dringlichen Gesetzgebung gernäss Art. 165 BV. Ähnlich Buss, 
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IV. Rechtsetzung bei Dringlichkeit nach der neuen 
Bundesverfassung 
1. Systematik der verschiedenen Erlassformen 
a) Zur Bedeutung der verfassungshistorischen Erkenntnisse für die 
Auslegung der neuen Bundesverfassung 
Aus dem Konzept der neuen Bundesverfassung als «Nachführung» (oder präzi-
ser: «Aktualisierung») des bisher geltenden Verfassungsrechts ergibt sich, dass 
für die Interpretation der neuen Verfassung auch die alte Verfassung und mit 
dieser die bisherige Praxis und die alten Materialien herangezogen werden kön-
nen und müssen.6 1 Von Interesse ist hier insbesondere die Frage, ob die vorne 
skizzierten historischen Grundentscheidungen auch für die neue Bundesverfas-
sung noch Erkenntniswert aufweisen. Diese Frage ist zu bejahen: Zwar wurden 
einige Kontroversen - vor allem bezüglich der Art und des Umfang des selb-
ständigen bundesrätlichen Notverordnungsrechts - deutlicher geregelt. Für diese 
Fragen sind deshalb vorab die neuen Materialien von Bedeutung. Für die Ausle-
gung von Art. 165 BV kann dagegen auf Art. 89bis aBV verwiesen werden, da 
dessen Gehalt im Wesentlichen übernommen wurde.62 
b) Neue Grundentscheidungen in der neuen Bundesverfassung? 
Der Bereich der Aufgaben und des gegenseitigen Verhältnisses der Bundesbe-
hörden wurde gesondert von einer Expertenkommission erörtert,63 deren Er-
kenntnisse und Vorschläge in die Beratung der neuen Verfassung eingeflossen 
sind.64 Dieses Vorgehen hat jedoch zu keinen neuen Grundentscheidungen der 
genannten Fragen geführt. Vielmehr wurden die grundsätzlichen Probleme in 
eine separate Vorlage zur Staatsleitungsreform ausgelagert, da sie das Nachfüh-
rungskonzept gesprengt hätten. 65 Für die nachgeführte Bundesverfassung sind 




JULIA SZEMEREDY, Verfassungsauslegung als methodologisches Gnmdproblem im 
Lichte der revidierten Bundesverfassung, in: THOMAS GÄCHTERIMARTI N BERTSCHI 
(Hrsg.), Neue Akzente in der «nachgeführten» Bundesverfassung, Zürich 2000, 
S. 33 ff. , 40; PIERRE TSCHA EN, Die Auslegung der neuen Bundesverfassung, in : 
ULRICH ZrMMERLI (Hrsg.), Die neue Bundesverfassung. Konsequenzen für Praxis und 
Wissenschaft, Bem 2000, S. 223 ff., 242. 
Z.B. KARIN SUTTER-SOMM, St. Galler Kommentar zu Art. 165 BV, N. I. 
58 
s. 62 f. 
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c) Übersicht über die verschiedenen Erlassformen 
Je nachdem, wie man die Erlassfonneu gliedert, können vier Grundformen des 
Dringlichkeitsrechts unterschieden werden: dringliche Bundesgesetze gemäss 
Att. 165 BV, dringliche Bundesgesetze von unterjähriger Dauer gemäss Art. 165 
Abs. 2 und 3 in Verbindung mit Art. 140 Abs. l lit. c und Art. 141 Abs. 1 lit. b 
BV, Parlamentsverordnungen gemäss Art. 173 Abs. 1 lit. c BV und selbständige 
bundesrätliche Verordnungen gemäss Art. 184 Abs. 3 und Art. 185 Abs. 3 BV. 
Die Zahl vermehrt sich auf acht Erlassformen, wenn man zusätzlich danach un-
terscheidet, ob die dringlichen Bundesgesetze von über- und unterjähriger Dauer 
eine Verfassungsgrundlage aufweisen oder nicht (Art. 165 Abs. 2 und 3 BV) 
und ob die genannten Verordnungen polizeiliche oder aussenpolitische Fragen 
beschlagen (Art. 173 Abs. 1 lit. a und b, Art. 184 Abs. 3 und Art. 185 Abs. 2 
BV). 
d) Einordnung der verschiedenen Erlassformen 
Es fragt sich nun, ob und wie alle dringlichen Erlassformen in ein praktikables 
System eingebettet werden können, das sowohl den verfassungshistorischen 
Grundentscheidungen als auch dem aktuellen Verfassungskontext entspricht. 
Da jede Form der dringlichen Rechtsetzung Abstriche bei der demokrati-
schen und teilweise auch bei der föderalen Mitsprache mit sich bringt, ist nach 
dem Grundsatz der Verhältnismässigkeit immer diejenige Erlassform66 zu wäh-
len, die im Vergleich zur ordentlichen Rechtsetzung die geringsten Einschrän-
kungen nach sich zieht. Wird ein dringlicher Rechtsetzungsakt in Aussicht 
genommen, so hat die Prüfung stets bei der «aufwändigsten» Form anzusetzen. 
Diese Rechtsetzungsform gilt so lange als adäquat, bis argumentativ nachgewie-
sen wird, dass mit ihr im konkreten Fall die angestrebten Ziele nicht in der nöti-
gen Frist erreicht werden können. Durch dieses Vorgehen wird gewährleistet, 
dass nicht vorschnell auf ein stark verkürztes Rechtsetzungsverfahren geschlos-
sen wird. Die so verteilte Begründungslast kann auch der Missbrauchsvennei-
dung dienen. 
Innerhalb dieses stufenförmigen Vennutungssystems gibt es sodann ein-
zelne Sonderfalle, die durch die sachliche Zuständigkeit bedingt sind, nament-
lich bei Verordnungen mit aussenpolitischem Bezug.67 Auch diese Verordnun-
gen dürfen erst erlassen werden, wenn nachgewiesen werden kann, dass die 
Wahl eines normhierarchisch höheren und im Erlassverfahren damit qualifizier-
teren Rechtsetzungsakts nicht zum Ziel führen würde. 
Im sachlichen Gesamtzusammenhang ist schliesslich noch auf die immer 
wichtiger werdende Rolle der delegierten unselbständigen bundesrätlichen Ver-
66 Und damit das zu dieser Erlassform gehörige onnsetzungsverfahren! 
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ordnungen einzugehen, welche in einzelnen Sachgebieten unterdessen als dring-
liche Handlungsinstrumente mit Erfolg eingesetzt werden. 68 
2. Zeitliche und sachliche Dringlichkeit 
Obwohl aus dem Verfassungswortlaut einzig auf das Kriterium der zeitlichen 
Dringlichkeit geschlossen werden kann,69 verlangt die Lehre ganz überwiegend 
auch das Vorliegen einer sachlichen Dringlichkeit.70 Die sachliche Dringlichkeit 
wird jedoch stets als zusätzliches (kumulatives, nicht alternatives!) Kriterium 
verstanden. Nur wenn der zu regelnde Gegenstand eine erhebliche Wichtigkeit 
aufweist, darf - beim Vorliegen zeitlicher Dringlichkeit - vom ordentlichen 
Rechtsetzungsverfahren abgewichen werden. 7 1 
In der Praxis führt das Kriterium der sachlichen Dringlichkeit indessen oft 
dazu, dass bei politisch als besonders vordringlich erscheinenden Fragen die 
sachliche Dringlichkeit übermässig gewichtet und dem Kriterium der zeitlichen 
Dringlichkeit dafür weniger Beachtung geschenkt wird. Ein solches Vorgehen 
läuft jedoch auf eine eigentliche Umkehrung der veifassungsrechtlichen Grund-
entscheidungen hinaus: je wichtiger eine Frage ist, desto eher spricht die aus 
Art. 164 BV ersichtliche Wertung für das formelle Gesetzgebungsverfahren und 
desto breiter soll für ihre Lösung der Konsens verankert sein, was sich wiederum 
nur durch ein vorgängiges Vernehmlassungs- und demokratisches Entscheidver-
fahren erreichen lässt. Freilich lässt sich die zeitliche Frage nie ganz von der 
sachlichen trennen,72 da ohnehin nur für vordringlich erscheinende Fragen die 
dringliche Rechtsetzung erwogen wird. Entscheidend muss jedoch stets derzeit-






Vgl. auch hinten IV.3.g. 
Art. 165 Abs. 1 BV: « ... , dessen lnkrafttreten keinen Aufschub duldet, ... ». Es war 
denn auch ein erklärtes Ziel der Verfassungsrevision von 1939, die zeitliche Dring-
lichkeit ausdrücklich zu verankern; vgl. ENGELMA YER, S. 24. 
BUSS, S. 61; HÄFELIN/HALLER, N. 1829; HANGARTNERIKLEY, N. 1201 ; ETIENNE GRJ-
SEL, Kommentar aBV zu Art. 89bis, N. 5 f. 
Siehe etwa AUBERT, Bundesstaatsrecht, N. 1123; Buss, S. 60 f.; EGGIMANN, S. 53; 
HANGARTNERIKLEY, N. 1196 ff.; H UNGERBÜ HLER, S. 70 f.; TSCHANNEN, S. 94; einge-
hend zu den Gefahren des Kriteriums der sachli chen Dringlichkeit GIACOMETTI, Ver-
fassungsrecht, S. 185 ff. 
Vgl. J. P. MüLLER, S. 20 f. 
An vorwiegend materiellen Begründungsversuchen haftet somit stets der Verdacht, 
dass mit ihnen andere (vom geltenden Verfassungsrecht nicht geschützte) Ziele als die 
Bewältigung der zeitlichen Dringlichkeit angestrebt werden. Unumwunden bekannte 
sich etwa der Bundesrat in seiner Botschaft über dringliche Massnahmen gegen Miss-
bräuche im Mietwesen vom 24. April 1972 dazu, dass das äusserst klare Abstim-
mungsergebnis, mit dem Art. 34septies Abs. 2 aBV kurz zuvor angenommen worden sei, 
ein rasches Handeln als nötig erscheinen lasse; zudem sollten mit dem dringlichen 
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Ein weiterer Vorteil des zeitlichen Kriteriums ist, dass es weit gehend ob-
jektiviert werden kann: es lässt sich mit einiger Gewissheit sagen, wie lange 
welche Form der Rechtsetzung benötigen würde und ob sich angesichts dieser 
Dauer ein rascheres Vorgehen aufdrängt oder nicht. 
Bei der Handhabung der Dringlichkeitskriterien liegt denn auch das 
Hauptproblem der medial erzeugten Dringlichkeit: die äusserst schnell reagie-
renden elektronischen Massenmedien vermögen für einzelne Fragen einen enor-
men Handlungsdruck aufzubauen, der oft dazu verleitet, «etwas zu tun» und das 
ordentliche Rechtsetzungsverfahren zu vernachlässigen. Da die mediale The-
menauswahl selektiv ist und sich vor allem nicht von verfassungsrechtlichen 
Erwägungen leiten lässt,74 muss solchem Druck widerstanden werden. Das ist 
jedoch nur dann möglich, wenn sich die Rechtsetzungspraxis konsequent am 
zeitlichen Kriterium orientiert. Nur so kann der Handlungsdruck in die korrekten 
verfahrensmässigen Bahnen gelenkt werden. 75 Die medial erzeugte Dringlichkeit 
darf die verfassungsrechtlichen Regelungszuständigkeiten nicht verändern. 
3. Die Erlassformen im Einzelnen 
a) Verfassungsdurchbrechende dringliche Bundesgesetze 
Mit der am weitesten gehenden Erlassform des verfassungsdurchbrechenden 
dringlichen Bundesgesetzes kann für eine zu befristende Dauer sogar von der 
Verfassung abgewichen werden. Dies ist vor allem bei Abweichungen von der 
verfassungsrechtlich vorgegebenen Kompetenzordnung der Fall. 76 Diese weit 
gehenden Eingriffe verlangen denn auch nach einem obligatorischen (nachträg-
lichen) Referendum, bei welchem das födera le Mitspracheelement durch das 




1972 I 1225 ff. , 1226). Wesha lb die damals noch 90 Tage dauernde Referendumsfrist 
nicht abgewartet werden konnte, wird aus diesen Erwägungen nicht ersichtlich . Zu 
Recht kritisch dazu Buss, S. 63 f.; 1. P. M ü LLER, S. 20 f. , hält dagegen den «<mperativ 
eines Verfassungsauftrags» in gewissen Fällen für ausre ichend, um die Dringlichkeit 
zu begründen . 
Was sie ja auch nicht muss! 
Und schliess lich vermag die Bundesversammlung auch nur so den übennässigen Ein-
fluss des Bundesrates, von dem die Initia tive für ein dring liches Gesetz in der Regel 
ausgeht, einzudämmen: di e Bundesversammlung behäl t mehr Einfluss, wenn sie sich 
nicht durch e ine behauptete Dringlichkeit von einer eingehenden und breiten Behand-
lung einer Vorlage abhalten lässt; vgl. 1. P. MüLLER, S . 24. 
Damit setzen diese Erlasse befristetes materielles - nicht formelles - Verfassungs-
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Häufig werden in der Lehre pauschal auch Eingriffe in Grundrechte als 
Verfassungsdurchbrechungen im Sinne von Art. 165 Abs. 3 BV bezeichnet;77 
dabei ist jedoch zu beachten, dass in einem dringlichen Bundesgesetz vorgese-
hene Grundrechtseingriffe dieses nur dann als verfassungsdurchbrechend er-
scheinen lassen, wenn im konkreten Fall die Eingriffe in der Verfassung vorge-
sehen sein müssten. 78 Die Bundesversammlung bleibt jedoch auch bei gewöhnli-
chen Einschränkungen von Grundrechten insofern an die Verfassung gebunden, 
als die Einschränkungsvoraussetzungen gemäss Art. 36 BV anwendbar blei-
ben.79 Unbestritten ist weiter, dass im Verfahren der dringlichen verfassungs-
durchbrechenden Bundesgesetzgebung weder die Kerngehalte von Grundrech-
ten80 noch die Staatszwecke noch die Strukturprinzipien der Bundesverfassung 
angetastet werden dürfen. 81 
Vor allem JöRG PAUL MüLLER hat zu Recht hervorgehoben, dass das Er-
fordernis der Dringlichkeit bei verfassungsdurchbrechenden dringlichen Bun-
desgesetzen noch enger zu definieren ist als bei den verfassungskonformen 
dringlichen Bundesgesetzen.82 Die besondere Dringlichkeit und Notwendigkeit 
muss nicht nur für den Erlass als solchen bestehen, sondern es ist auch nachzu-
weisen, dass gerade der Ausbruch aus der Verfassungsordnung notwendig, un-
umgänglich und dringlich ist, um der jeweiligen Notlage zu begegnen. Mithin ist 
stets zu prüfen, ob nicht eine verfassungskonforme (dringliche) Regelung mög-
1 ich ist. 83 
Da nur bei dieser Erlassfonn gewährleistet ist, dass die föderalen Mitbe-
stimmungsrechte wenigstens im Nachhinein gewährleistet bleiben, ist bei jeder 
dringlichen Rechtsetzung vorab zu prüfen, ob nicht ein verfassungsdurchbre-





ETIENNE GRISEL, Kommentar aB V zu Art. 89bis, N . 26 ; HANGARTNER, S. I 07; HAN-
GART ER!KLEY, N. 11 84; KARIN SUTTER-SOMM, St. Galler Kommentar zu Art. 165 
BV, N. 5 e contrario. 
So besteht etwa bei der Wirtschaftsfreiheit ein «Verfassungsvorbehalt» für grundsatz-
widrige Eingriffe (Art. 94 Abs. 4 BV). Die Einschränkung auf solche Fälle folgt be-
re its daraus, dass alle Regelungsgegenstände einfacher Gesetze (vgl. vor allem 
Art. 164 Abs. I lit. b BV) auch Gegenstand dringlicher Gesetze sein können. Nicht 
ganz deutlich bezüglich dieser Unterscheidung etwa HANGARTNERIKLEY, N. 11 84; 
ETIENNE GR ISEL, Kommentar aßV zu Art. 89bi', N . 26. 
Am weitesten gehend wohl SCHEFER, S. 162 ff. , der auch beim verfassungsdurchbre-
chenden dringlichen Bundesgesetz für eine volle Grundrechtsbindung e intritt. 
Dazu eingehend SCHEFER, S. 147 ff. 
Z .B. B SS, S. 50 ff. ; HANGARTNERIKLEY, N. 11 84 ; 1. P. MüLLER, S. 31 ff. ; vgl. auch 
BOTSCHAFT VE 96, S. 392. 
J. P. Mü LLER, S. 22 ff. ; vg l. auch Buss, S. 64 f. 
1. P. MüLLER, S. 23. Diese Frage darf aber nicht damit verwechselt werden, ob man 
einen gleichlautenden Erlass nicht auch a ls verfassu ngskonfonn qualifiz ieren könnte, 
denn dadurch würde der Zweck der erweiterten Mitspracherechte bei verfassungs-
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b) Verfassungskonforme dringliche Bundesgesetze 
Mit dringlichen Bundesgesetzen kann grundsätzlich alles geregelt werden, was 
Inhalt eines gewöhnlichen Bundesgesetzes sein kann. Dringliche Bundesgesetze 
stehen normhierarchisch denn auch auf derselben Stufe wie die ordentlichen Ge-
setze.84 
Im Unterschied zur soeben beschriebenen Erlassform des verfassungs-
durchbrechenden dringlichen Bundesgesetzes unterstehen die verfassungskon-
formen lediglich einemfakultativen nachträglichen Referendum. Nach dem vor-
ne zu den Dringlichkeitskriterien Ausgeführten ist die Dringlicherklärung eines 
Bundesgesetzes und damit die Modifikation des ordentlichen Entscheidtin-
dungsprozesses nur dann zulässig, wenn der (sachlich wichtige) Erlasszweck 
durch die Dauer des gewöhnlichen Verfahrens mit einem allfälligen suspensiven 
Referendum vereitelt würde. Die für die Beurteilung der Dringlichkeit massgeb-
liche Zeit ist die gesetzliche Referendumsfrist von 100 Tagen85 und die für die 
allenfalls notwendige Volksabstimmung notwendige Zeit; mithin ein Zeitrahmen 
von etwa sechs bis neun Monaten. 86 
c) Unterjährige dringliche Bundesgesetze 
Auch dringliche Bundesgesetze, die auf weniger als ein Jahr befristet sind und 
dem fakultativen oder - bei Verfassungsdurchbrechungen - obligatorischen Re-
ferendum entzogen bleiben,87 stehen normhierarchisch auf Gesetzesstufe.88 Das 
bedeutet, dass auf ihrer Grundlage Grundrechte eingeschränkt und gesetzliche 
Normen in ihrer Geltung suspendiert werden können. Als Bundesgesetze wie-
derum unterstehen sie zudem dem Massgeblichkeitsgebot von Art. 191 BV. 
Betrachtet man diese Erlassform im Verfassungskontext, so erscheint sie -
trotz ihrer kurzen Befristung - als besonders bedenklich, da die Mitsprache des 
Volkes (und der Stände) völlig ausgeschlossen wird. Dem Verfassungstext 
selbst lassen sich keine inhaltlichen Beschränkungen entnehmen, doch bleibt die 
Bundesversammlung auch bei dieser Erlassform an die Grundentscheidungen 
der Verfassung gebunden. Aus dem Grundsatz der Verhältnismässigkeit, der 
deutlichen Entscheidung des Verfassungsgebers für die Mitspracherechte des 
Volkes und letztlich auch aus dem materiellen Gesetzesbegriff des Art. 164 BV, 





HANGA RTNERIKLEY, N. 1192. 
Art. 59 BPR. 
Siehe auch Buss, S. 60. Der Beurtei lung, ob die zeitliche Dringlichkeit zu bejahen ist, 
wohnt trotz objektivierender Kriterien stets ein gewisses Ermessen der Bundesver-
sammlung inne, das einzig - indirekt - durch das Stimmvolk überprüft werden kann. 
Art . 165 Abs. 2 und 3 in Verbindung mit Art. 140 Abs. l lit. c und Art. 141 Abs. l 
lit. b BV. Siehe dazu auch Fn. 30. 
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werden, dass mit dieser Erlassform keine folgenschweren und irreversiblen Ent-
scheide getroffen werden sollen. Dies macht den Nachweis der sachlichen 
Dringlichkeit, die zur zeitlichen Dringlichkeit hinzukommen muss, besonders 
schwierig. Weiter ist zu bedenken, dass die qualifizierten Anforderungen, die bei 
verfassungsdurchbrechenden Bundesgesetzen an die Dringlichkeit gestellt wer-
den 89 nur äusserst selten erfüllt sein dürften, wenn sich gleichzeitig absehen läss~, dass die Regelung für weniger als ein Jahr in Kraft stehen soll. Die unter-
jährigen dringlichen Bundesgesetze eignen sich deshalb - ~~r schon wegen ihrer 
kurzen Befristung - in erster Linie für die Schaffung von Ubergangsregelungen 
eher technischer Natur. 
d) Parlamentsverordnungen 
Der Unterschied der bislang kaum verwendeten (selbständigen) Parlamentsver-
ordnungen gernäss Art. 173 Abs. 1 lit. c BV90 zu den unterjährigen dringlichen 
Bundesgesetzen besteht vor allem in der normhierarchischen Einordnung der 
Erlasse sowie der fehlenden Pflicht, die Parlamentsverordnungen zu befristen. 
Parlamentsverordnungen sind sowohl an Verfassung wie auch nach herrschen-
der Auffassung an das Gesetz gebunden,91 gehen dem selbständigen bundesrätli-
92 c: . . d chen Verordnungsrecht jedoch vor. Im Rahmen der Ver1assungsrevisiOn wur e 
ausdrücklich darauf verzichtet, eine Befristung der Parlamentsverordnung einzu-
fügen. Dies rechtfertigt sich einerseits durch die im Vergleich zum bundesrätli-
chen Verordnungsrecht höhere demokratische Legitimation, anderseits durch die 
Sachzwänge in internationalen Verhältnissen.93 Die fehlende Pflicht zur Befris-
tung hat denn auch zur Folge, dass die Möglichkeit der Parlamentsverordnung 
erst nach der Prüfung eines untetjährigen dringlichen Bundesgesetzes zu erwä-
gen ist. 
Für den Erlass solcher Parlamentsverordnungen sind «ausserordentliche 
Umstände» erforderlich, namentlich das Bestehen einer (erheblichen) konkreten, 
drohenden Gefahr für die äussere oder innere Sicherheit, die Unabhängigkeit 
oder die Neutral ität. Zudem muss die zeitliche Dringlichkeit das ordentliche und 
das dringliche Gesetzgebungsverfahren ausschliessen. 94 Die Anwendungsvo-







Siehe vorne bei Fn. 82. 
Vgl. DIETRICH SCHINDLER, Kommentar aBV zu Art. 85 Ziff. 5/6, N. 68. 
Vgl. JACQUELINE BEATRICE MOERI, Die Kompetenzen der schweizerischen Bundes-
versammlung in auswärtigen Angelegenheiten, Diss. St. Gallen, Wil 1990, S. 153 . 
Siehe URS SAXER, St. Galler Kommentar zu Art. 173 Abs. I lit. c BV, N. 37, 42 , 48; 
DERS. , St. Galler Kommentar zu Art. 185 BV, N. 36; vgl. auch EGGIMANN, S. 84 f. 
SÄGESSER, N. 701 f. , mit Hinweis; siehe auch RHINOW, S. 377 f. 
Siehe URS SAXER, St. Galler Kommentar zu Art. 173 Abs . I lit. c BV, N. 39 ff. , mit 
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Abs. 3 und Art. 36 Abs. 1 Satz 2 BV.95 Durch Parlamentsverordnungen dürfen 
auch Grundrechte eingeschränkt werden, sofern die Voraussetzungen des Poli-
zeinotstandes sinngernäss erfüllt sind (vgl. Art. 36 Abs. I Satz 2 BV).96 
Parlamentsverordnungen können nicht schneller erlassen werden und in 
Kraft treten als dringliche Bundesgesetze und eignen sich deshalb nur be-
schränkt zur adäquaten Bewältigung ausserordentlicher Situationen. Faktisch 
werden sie deshalb wohl auch in Zukunft ein Schattendasein zwischen der dring-
lichen Gesetzgebung gernäss Art. 165 BV und der selbständigen bundesrätlichen 
Verordnungskompetenz gernäss Art. 185 Abs. 3 BV fristen. 
e) Selbständige Verordnungen des Bundesrats 
Der Erlass selbständiger bundesrätlicher Verordnungen weicht am stärksten vom 
ordentlichen Rechtsetzungsverfahren ab. Mit Ausnahme bundesrätlicher Ver-
ordnungen zur Wahrung der Interessen des Landes (Art. 184 Abs. 3 BV), die 
ansebliessend behandelt werden, ist diese Form der Rechtsetzung deshalb erst in 
Erwägung zu ziehen, wenn sich das angestrebte Ziel mit keiner der vorstehend 
behandelten Erlassarten erreichen lässt. 
Bei eingetretenen oder unmittelbar drohenden schweren Störungen der öf-
fentlichen Ordnung oder der inneren oder äusseren Sicherheit kann der Bundes-
rat selbständige befristete Verordnungen erlassen (Art. 185 Abs. 3 BV). Es han-
delt sich bei dieser Kompetenz um die Nachführung der an Art. 102 Ziff. 9 und 
10 aBV angeknüpften Polizeinotverordnungskompetenz.97 Die Bundesversamm-
lung verfügt in diesen Sachbereichen über parallele Kompetenzen (Art. 173 
Abs. 1 lit. a-c BV), wobei allfällige Massnahmen und Erlasse der Bundesver-
sammlung denjenigen des Bundesrats vorgehen.98 
Die verlangte Dringlichkeit ist nur dann zu bejahen, wenn die Zeit für den 
Erlass eines dringlichen Bundesgesetzes zu lang wäre, d.h. nur bei absoluter Un-




URS SAXER, St. Galler Kommentar zu Art. 173 Abs. 1 1it. c BV, N. 36, 41. 
URS SAXER, St. Galler Kommentar zu Art. 173 Abs. 1 lit. c BV, N. 39, 41, 47; RAIN ER 
SCHWEIZER, St. Galler Kommentar zu Art. 36 BV, N. 16. Die Grenze zwischen Fällen, 
die dem Polizeinotstand zuzurechnen sind, und den ausserordentlichen Umständen, 
welche die Bundesversammlung zum Erlass dieser Parlamentsverordnungen ermächti-
gen, ist nur schwer zu ziehen. Denkbar ist aber immerhin, dass zwar das Vorliegen 
ausserordentlicher Umstände zu bejahen ist, nicht aber die akute, unmittelbar bevor-
stehende und schwere Gefährdung eines hochwertigen Rechtsgutes. In einer solchen 
Situation darf zwar eine Parlamentsverordnung erlassen werden, die dann aber nicht 
und schon gar nicht schwerwiegend - in Grundrechte eingreifen darf. 
URS SAXER, St. Galler Kommentar zu Art. 185 BV, N. 33; zu den Voraussetzungen 
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Verordnungen sind dabei an Verfassung und auch Gesetz gebunden.99 Nur dann, 
wenn die qualitativen Voraussetzungen des Polizeinotstandes erfüllt sind, dürfen 
die Verordnungen in Grundrechte eingreifen, doch müssen die Eingriffe auch 
dann notwendig, zeitlich dringend, durch überwiegende öffentliche Interessen 
gerechtfertigt und verhältnismässig sein. 100 Zudem sind die bundesrätlichen 
Verordnungen - gerade auch bei Grundrechtseingriffen - möglichst kurz zu be-
fristen.101 
f) Spezialfall: «Aussenpolitische» Verordnungen 
«Wenn die Wahrung der Interessen des Landes es erfordert», kann der Bundes-
rat laut Art. 185 Abs. 3 BV (befristete) Verordnungen erlassen. Die Bundesver-
sammlung verfügt in diesem Bereich über keine parallele Zuständigkeit, wenn-
gleich sie auf dem Weg der Gesetzgebung oder mittels des Auftrags gemäss 
Art. 171 BV indirekten Einfluss auf die Verordnungsgebung des Bundesrats 
nehmen kann. 102 Daraus folgt, dass bei diesen Sachbereichen die Möalichkeit 
. b 
emer Parlamentsverordnung entfällt. 
Die Interessenwahrungsverordnungen des Bundesrats sind an Verfassuno 
und Gesetz gebunden. 103 Ob und in welchem Ausmass sie auch in Grundrecht: 
eingreifen dürfen, ist nicht restlos geklärt. Auf jeden Fall darf ohne ausseror-





BGE 123 IV 29 E. 3a, mit Hinweisen; SCHELBERT, S. 202; URS SAXER, St. Galler 
Kommentar zu Art. 185 BV, N. 41 , der jedoch unter bestimmten Umständen auch ein 
Notverordnungsrechtcontra legem zu befürworten scheint. 
BGE 123 IV 29 E. 3a, mit Hinweisen ; URS SAXER, St. Ga ller Kommentar zu Art. 185 
BV, N. 41 , mit zahlreichen Hinweisen; RAINER SCHWEIZER, St. Galler Kommentar zu 
Art. 36 BV, N. 16, der explizit auf die Beziehung zwischen der Dauer für die dringli -
che Gesetzgebung gemäss Art. 165 BV und der zeitlichen Dringlichkeit als Vorausset-
zung in Art. 184 Abs. 3 BV verweist; siehe auch Bundesamt für Justiz, 6. März 1989, 
VPB 53 (1989) Nr. 52, Ziff. 2 b und c. V gl. auch zur nicht vollständig geklärten Frage 
der Zulässigkeil von Grundrechtseingriffen durch se lbständige bundesrätliche Verord-
nungen SEILER, S. 526, mit Hinweisen. 
GIOVANN I BIAGGINI, Die «Al-Qai'da»-Verordnung, ius.full 1/2002, S. 22 ff., 26; GÄCH-
TER, S. 243 f.; HÄFELJN/MüLLER, Rz. 25 14 f. ; überraschenderweise nicht geprüft wur-
de die Frage der überlangen Geltungszeit beim Bundesratsbeschluss betreffend 
staatsgefährliches Propagandamaterial vom 29. Dezember 1948 (AS 1948, 1282) in 
BGE 125 II 417 E. 6. Vielmehr wurde gar bejaht, dass eine solche Verordnungtrotz 
ihrer Unbestimmtheit auch eine genügende gesetzliche Gnmdlage für einen schweren 
Grundrechtseingriff darstelle (E. 6b), was im Hinblick auf Art. 36 Abs. 1 Satz 2 und 
Art. 164 Abs. l lit. b BV nicht angehen kann. 
G IOVAN I BIAGGI NI, Das Verhältnis der Schweiz zur internationalen Gemeinschaft. 
1\.Ta,, .... ...,, ..... ~,.. .... ~ ........... n ... J...._ ... _ .J ... _ , , _ _ r ___ . ___ _ ____ _c _ 
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erreichen, nicht schwerwiegend in Grundrechte eingegriffen werden.104 Leichte-
re Eingriffe, insbesondere in die Wirtschaftsfreiheit, werden nach der bisherigen 
Praxis auch ohne das Vorliegen ausserordentlicher Umstände für zulässig erach-
tet. IOs 
Die besondere Gefahr dieser Art von Verordnungen besteht in der offenen 
Umschreibung ihres Regelungsgegenstandes. Bei der zunehmenden internatio-
nalen Vernetzung lässt sich der Bereich der Wahnmg der Interessen des Landes 
sehr weit auffassen. Durch eine weite Konzeption dieser Interessenwahrung 
könnte die verfassungsrechtliche Zuständigkeitsordnung unterlaufen werden.106 
Dieser Tendenz lässt sich nur steuern, wenn die Bundesversammlung ihre Auf-
sicht intensiv wahrnimmt und eingreift, wenn der Bundesrat in zu weit gehen-
dem Mass von dieser Verordnungskompetenz Gebrauch macht. Zudem ist gera-
de bei der offenen Zweckumschreibung dieser Verordnungsart besonders darauf 
zu achten, dass keine Gegenstände, die dem materiellen Gesetzesvorbehalt ge-
mäss Art. 164 BV unterstehen, ohne das Vorliegen besonderer Umstände in In-
teressenwahrungsverordnungen geregelt werden. 
g) Anmerkung: Unselbständige Verordnungen des Bundesrats 
Nicht zu den eigentlichen Formen dringlicher Rechtsetzung gehören unselbstän-
dige Verordnungen des Bundesrats, die auf einer formell-gesetzlichen Delegati-
on durch ein Bundesgesetz beruhen. 107 In jüngerer Zeit hat der Gesetzgeber 
vermehrt zu diesem Instrument gegriffen, um (absehbare) Störungen flexibel 
bewältigen zu können. 108 Da die Delegation nur zulässig ist, wenn sie nicht 
durch die Verfassung ausgeschlossen wird, in einem formellen Gesetz vorgese-





Z.B. GÄCHTER, S. 241 ff.; URS SAX ER, St. Galler Kommentar zu Art. 184 BV, N. 22 f.; 
si ehe sinngernäss auch die Hinweise in Fn. 100. HÄFELIN/HALLER, N. 1867, wählen 
einen anderen Zugang: wenn neben den aussenpolitischen auch polizeiliche oder si-
cherheitspolitische Ziele verfolgt würden, dann müssten die Voraussetzungen für eine 
Polizeinotverordnung erfüllt sein. 
Vgl. Bundesratsentscheid vom 18. Oktober 1995, VPB 60 (1996) Nr. 88, E. 3.2 f., mit 
Hinweisen. 
In der offenen Formulierung « ... Wahrung der Interessen des Landes ... » wurde denn 
auch schon geradezu eine Einladung zu Missbräuchen erblickt; siehe Yvo HANGA RT· 
NER, Der Entwurf einer nachgeftihrten Bundesverfassung, AJP I 997, S. 139 ff. , 151. 
Das Verhältnis von Art. 164 Abs. 1 und 2 BV ist unklar, da es in sich widersprüchlich 
ist, sowohl den materiellen Gesetzesbegriff als auch die Delegationsfigur in den Ver-
fassungstext aufzunehmen. Zu dieser Kontroverse etwa HÄFELIN/HALLER, N. 1870 ff. ; 
G. MüLLER, Fonnen, S. 264 f. ; DERS., Rechtssetzung, . 36; RHr OW, S. I 90. 
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und wenn die Grundzüge im delegierenden Gesetz enthalten sind, wird die nöti-
ge demokratische Legitimation dieser Verordnungen gewährleistet. 109 
4. Fazit: Keine Beliebigkeit bei der Wahl der Erlassform 
Aus der Gesamtbetrachtung aller dringlichen Erlassformen auf Bundesebene 
erhellt, dass diese nur in gegenseitiger Abgrenzung zueinander, vor dem Hinter-
grund ihrer historischen Begründung und in ihrer Einordnung in das Verfas-
sungsganze korrekt erfasst und zur Anwendung gebracht werden können. Die 
Wahl eines dringlichen Normsetzungsverfahrens steht nicht im freien Belieben 
des jeweils handelnden Staatsorgans, sondern kann - mit verhältnismässig klei-
nen Gestaltungsspielräumen -juristisch eingegrenzt werden. Je weiter sich eine 
bestimmte Erlassform dabei vom normalen (nicht-dringlichen) Normsetzungs-
verfahren entfernt, desto eindeutiger muss dies begründet werden können. 
V. Reaktionsmöglichkeiten bei Missbräuchen des 
Dringlichkeitsrechts 
1. Dringliche Erlasse der Bundesversammlung 
Auch dringliche Bundesgesetze fallen unter das Massgeblichkeitsgebot von 
Art. 191 BV, was der Rechtsanwendung grundsätzlich verbietet, von ihnen ab-
zuweichen; dies auch dann, wenn die Voraussetzungen für eine Dringlich-
erklärung offensichtlich nicht erfüllt waren. Selbst dringlich erklärte Bundesge-
setze, die weniger als ein Jahr gelten und dem Referendum nicht unterstehen, 
sind massgeblich im Sinn von Art. 191 BV.110 Nach vorherrschendem schweize-
rischen Verfassungsverständnis ist es die Bundesversammlung selbst, die in die-
sen Fragen über die Einhaltung der Verfassung zu wachen hat. 111 
Anders ist die Frage bei Parlamentsverordnungen zu beurteilen. Bildete 
deren Massgeblichkeit zur Geltungszeit der alten Bundesverfassung noch eine 
Streitfrage , 112 wird diese nun durch den unzweideutigen Wortlaut von Art. 191 
BV beantwortet: Die Rechtmässigkeit der Parlamentsverordnungen kann grund-
sätzlich überprüft werden. 11 3 Da die Bundesversammlung demokratisch breit 






Vgl. etwa BEUSCH, S. 242; FEUZ, S. 236 f. ; HÄFELIN/HALLER, N. 1872 f.; vgl. auch 
HANGARTNERIKLEY, N. 1234. 
HANGA RTNERIKLEY, N . 1195, 1227. 
J. P. MüLLER, S. 33 ; vgl. auch HALLERIKöLZ, S. 127 ff. 
Ausführlich mit allen Hinweisen zur Streitfrage und dem Meinungsstand bis zum In-
krafttreten der neuen Bundesverfassung Sc HERRER, S. 95 ff. 
AUER!MALI VER i/HOTTELIER, N. 1824; HÄFELIN/HALLER, N. 2095; SCHERRER, 
I 00 THOMAS GÄCHTER 
fung und allfalligen Nichtanwendung solcher Verordnungen äusserste Zurück-
haltung auferlegen. 114 
2. Selbständige Verordnungen des Bundesrats 
Macht der Bundesrat von seinem selbständigen Verordnungsrecht Gebrauch, 
ohne dass die dafür erforderlichen Voraussetzungen erfüllt sind, kann darauf auf 
zwei Arten reagiert werden: einerseits gehen die Erlasse der Bundesversamm-
lung, namentlich auch die Parlamentsverordnungen gemäss Art. 173 Abs. 1 
lit. c BV, dem bundesrätlichen Verordnungsrecht vor. 115 Die Bundesversamm-
lung kann deshalb die entsprechenden Verordnungen abändern oder aufheben. 116 
Anderseits ist anerkannt, dass selbständige Verordnungen des Bundesrats von 
der Rechtsprechung unbeschränkt auf ihre Übereinstimmung mit der Bundesver-
fassung und den Bundesgesetzen überprüft werden können.117 Dieses Überprü-
fungsrecht erstreckt sich auch auf die Voraussetzungen für den selbständigen 
Verordnungserlass und die angemessene Befristung der Verordnungen. 118 In-
haltlich darf jedoch die Rechtsprechung bei der Überprüfung den politischen 
Entscheidungsspielraum, der dem Bundesrat vom Verfassungsgeber eingeräumt 
wurde, nicht durch eigene Ordnungsvorstellungen schmälern. 119 
VI. Exkurs: Zur Frage des Staatsnotstands 
Die vorstehend behandelten dringlichen Erlassformen stellen allesamt intra-
konstitutionelles Notrecht dar. Sie setzen alle voraus, dass die verfassungsmäs-
sige Ordnung mit ihren Gewährleistungen und Kompetenzzuweisungen im We-
sentlichen funktioniert. Die Frage, ob in Fällen des Staatsnotstandes, «wenn die 
Existenz des Staates oder die Aufgabenerfüllung durch schwerwiegende Gefah-






Siehe sinngernäss die Ausfuhrungen des Bundesgerichts zu den selbständigen Verord-
nungen des Bundesrats in BGE 125 li 326 E. 3a. 
Vgl. Fn. 92. 
Ein Vorbehalt ist bezüglich der Verordnungen zur «Wahrung der Interessen des Lan-
des» gernäss Art. 184 Abs. 3 BV anzubringen: hier verfUgt die Bundesversammlung 
grundsätzlich über keine Verordnungskompetenz; indirekt kann sie jedoch trotzdem 
gegen solche Verordnungen vorgehen; siehe vorne bei Fn. I 02. 
AUERIMALINVERN!/HOTTELIER, N. 1531 ff. , HÄFELINIHALLER, N. 2098; eine andere 
Frage ist, ob auch bundesrätliche Verordnungen, die als echtes Notrecht aufgrund ei -
nes Vollmachtenbeschlusses gesetzesvertretend erlassen worden sind, überprüft wer-
den dürfen. Siehe zu dieser Kontroverse HANGART ERIKLEY, N. 1246 f. 
GÄCHTER, S. 243 ff.; vgl. auch Fn. I 01. 
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Rechts nicht möglich ist», 120 die verfassungsmässige Ordnung vorübergehend 
materiell geändert oder durchbrachen werden kann, wird von der überwiegenden 
Lehre 121 und wurde, wie die Vollmachtenbeschlüsse zeigten, von der Praxis be-
jaht. 
Bei der Annahme eines Staatsnotstands und der Ergreifung von Not-
standsmassnahmen durch Bundesversammlung und - wenn nicht anders mög-
lich- direkt durch den Bundesrat ist jedoch stets zu beachten, dass mit dem ver-
fassungsdurchbrechenden dringlichen Bundesgesetz ein Instrument zur Verfü-
gung steht, das auch bei erheblichen Krisen die notwendige Flexibilität und 
Handlungsgeschwindigkeit ermöglicht, ohne dabei die ganze verfassungsmässi-
ge Ordnung aus den Fugen zu heben. Die Hürde für die Annahme eines Staats-
notstandes ist deshalb äusserst hoch gelegt. 
VII. Schlussbetrachtung 
Die geltende Bundesverfassung verfügt über eine differenzierte Palette von 
Rechtsetzungsfmmen zur Bewältigung von Dringlichkeit. Aus verfassungsrecht-
licher Sicht ist die Wahl der jeweils adäquaten Rechtsetzungsfonn stark einge-
engt. Aufgrund der fehlenden gerichtlichen Überprütbarkeit dringlicher Bundes-
gesetze und der grossen (und oft zu grossen) Zurückhaltung der Rechtsprechung 
bei der Beurteilung von selbständigen Verordnungen des Bundesrats obliegt die 
Kontrolle über den korrekten Gebrauch der einzelnen Rechtsetzungsformen in 
erster Linie der Bundesversammlung. Hält sich diese bei der Anwendung von 
Art. 165 BV- sowie natürlich von Art. 173 Abs. I lit. c BV- konsequent an das 
Kriterium der zeitlichen Dringlichkeit und setzt sie das Dringlichkeitsrecht nur 
mit der systembedingt gebotenen Zurückhaltung ein, so lebt sie der deutlichen 
Entscheidung der Verfassung für eine umfassende Volksmitsprache nach und 
stärkt zudem ihre eigene Stellung gegenüber dem Bundesrat. 
Erklärt die Bundesversammlung Bundesgesetze aus anderen als zeitlichen 
Gründen für dringlich, 122 so ist der politische Dialog und mittelfristig auch die 
120 
121 
HALLERIKöLZ, S. 117. 
HÄ FE LI N/HALLER, N. 180 1 ff.; AUERIMALINVERNI/HOTTELIER, N. 1542 ff.; AUBERT, 
Bundesstaatsrecht, N. 1547 ff.; FRAN<;:OIS BELLANGER, Droit de necessite et etat d'ex-
ception, in : THÜRERIAUBERTIMÜLLER, § 80 N. 35 ff.; KURT EICHENBERGER, Die 
oberste Gewalt im Bunde, Zürich 1949, S. 82 ff. , mi t eingehender Auseinandersetzung 
mit GIAN ROBERTO TöNDURY, Der Begriff des Notstandes im Staatsrecht, Aarau 1947; 
ALEXANDER RUCH, Äussere und innere Sicherheit, in: THÜRERIAUBERT/MÜLLER, 
§ 56 N. 44 f.; siehe auch zum Stand der diesbezüglichen Lehre KÄLI , S. 400 ff.; im 
Ansatz (über die Annahme einer unechten Lücke in der Verfassung fur den Staatsnot-
stand) auch fLEINERIGIACOMETTl, S. 789 f. 
Stehen bei der Dringlicherklärung andere als zeitliche Argumente im Vordergrund, so 
1 --- -- - ~ -- -; __ _ n _c. 
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Akzeptanz der Rechtsetzung in Frage gestellt, da ein nachträgliches Referendum 
lediglich in reduziertem Rahmen zum Konsens zwingt. Vor allem aber wächst 
bei der dringlichen Gesetzgebung der Einfluss des Bundesrats, da seine für 
dringlich zu erklärenden Gesetzesvorlagen von der Bundesversammlung fak-
tisch viel weniger eingehend erörtert werden können. Zudem legitimiert die 
Verwendung materieller oder politischer Dringlichkeitskriterien den Bundesrat, 
bei der Setzung von selbständigem Verordnungsrecht ebenfalls diese - verfas-
sungsrechtlich abzulehnenden- Kriterien zu verwenden. Schliesslich verfügt die 
Bundesversammlung bei der konsequenten Verwendung zeitlicher Kriterien 
auch über die notwendigen Massstäbe, um bundesrätliche Verordnungen, die 
nicht dringlich oder zu lang befristet sind, mit eigenen Rechtsakten (z.B. Parla-
mentsverordnungen, Überfühmng in Gesetzesrecht) aufzuheben oder zu modifi-
zteren. 
Die zentrale Rolle der Bundesversammlung lässt sich demokratisch recht-
fertigen: eine zu large Dringlichkeitspraxis, welche die Mitbestimmung des 
Volkes zu stark einschränkt, kann letztendlich politisch bei den Wahlen sanktio-
niert werden. 
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